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Drei Runden mit den Arbeitgebern der Länder 
waren nötig: Am Ende einer harten dritten 
Verhandlung steht ein Tarifeinigungsergebnis, 
das Schritt hält mit dem Abschluss von Bund und 
Kommunen. Zudem konnten noch einige weitere 
Themen vereinbart werden. 

Im Kern geht es um eine Entgelterhöhung von 200 Euro im 
November 2024 und weitere 5,5 Prozent im Februar 2025. 
Im Dezember 2023 erfolgt eine Inflationsausgleichszah-
lung von 1800 Euro netto und von Januar bis Oktober 
2024 eine monatliche Zahlung in Höhe von 120 Euro 
netto. Außerdem konnten Verbesserungen unter anderem 
für Azubis, den Straßenbetriebsdienst, den Justiz- und 
Maßregelvollzug verhandelt werden. Für die SuE-Beschäf-
tigten in den Stadtstaaten wurde etwas erreicht, für eine 
Stadtstaatenzulage gibt es eine Verhandlungszusage. Hier 
geht es zum Gesamtpaket: zusammen-geht-mehr.verdi.de

Herauszuheben ist, dass über eine gesamtschuldnerische 
Haftung der Einstieg in die Tarifierung der studentisch 
Beschäftigten gelungen ist. Diese hatten bisher, gleich-
wohl als Beschäftigte des öffentlichen Dienstes, in der 
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NACH DREI RUNDEN
TARIFABSCHLUSS FÜR DIE BESCHÄFTIGTEN DER LÄNDER ERZIELT

Regel nicht von tariflichen Arbeitsbedingungen profitiert. 
Möglich geworden ist dies durch die Menschen, die sich in 
den vergangenen Wochen ver.di angeschlossen haben und 
durch diejenigen, die darum gekämpft haben, die 
Kolleg*innen in der eigenen Dienststelle zu aktivieren, ihre 
Arbeit niederzulegen und gemeinsam auf die Straße zu 
gehen. Am 6. Dezember waren schließlich insgesamt 8500 
Demonstrierende in Niedersachsen und Bremen unter-
wegs. 

Noch zum 12. Januar 2024 haben die ver.di-Mitglieder die 
Möglichkeit, sich zu informieren und über das Ergebnis 
abzustimmen. Anschließend wird die Bundestarifkommis-
sion auf dieser Grundlage entscheiden. Zugesichert wurde 
uns eine zeit- und inhaltsgleiche Übertragung auf die 
Beamt*innen. Hierzu sind wir gemeinsam mit den 
DGB-Gewerkschaften in der Terminabstimmung mit dem 
Finanzministerium. 
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standpunkte

KITA-MAHNWACHEN VOR DEM LANDTAG
ERFOLGREICH ZU ENDE GEGANGEN
Pünktlich zum Abschluss der Haushaltsberatun-
gen des niedersächsischen Landtags am 14. 
Dezember waren sie auch wieder da: Die Beschäf-
tigten von Kitas, betroffene Eltern und Gewerk-
schaftssekretär*innen von ver.di. Zum neunten 
Mal in Folge machten sie an diesem Donnerstag 
die Abgeordneten auf die Krise in den Kitas 
aufmerksam. Denn die Beratungen im Vorfeld 
hatten bereits klar ergeben: Für die Kitas ist im 
Haushalt 2024 kein zusätzliches Geld eingeplant. 
Darüber sind die Betroffenen vor der Sitzung u. a. 
mit Kultusministerin Julia Willie Hamburg, 
CDU-Fraktions-Chef Sebastian Lechner und 
Grünen-Fraktions-Chef Detlev Schulz-Hendel ins 
Gespräch gekommen. Sie alle mussten in diesem 
Zusammenhang auch einige Fragen zum Thema 
beantworten. 
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„Sind sie der Meinung, dass in den ersten Entwicklungs-
jahren eines Kindes der Grundstein für die Bildungsbiogra-
fie gelegt wird?“ wurden sie zum Beispiel gefragt. „Sind 
sie der Meinung, dass eine solche Arbeit beim derzeitigen 
gesetzlichen und insbesondere beim tatsächlichen 
Fachkraft-Kind-Schlüssel (durch Krankheiten, fehlende 
Fachkräfte etc.) möglich ist?“, lautete eine weitere Frage. 
Die Antwortgebenden hatten ausschließlich die Möglich-
keit, entweder mit einem Ja oder mit einem Nein auf die 
Fragen zu antworten. Alle Teilnehmenden versprachen, 
sich weiter für die Verbesserung der Lage in den Kitas 
einsetzen zu wollen. „Das Land muss endlich mehr Geld in 
die Kitas stecken. Nur so kann dem schon jetzt eklatanten 
Fachkräftemangel entgegengetreten werden. Nur so kann 
Entlastung für die schon jetzt überlasteten Kolleg*innen 
geschaffen werden“, sagt auch Andrea Wemheuer, die 
ver.di-Landesleiterin. Einer aktuellen Studie zufolge fehlen 
aktuell allein in Niedersachsen 41 600 Kita-Plätze.

Weihnachten
Frohe

und ein

Gutes Neues Jahr
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